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Bericht 

des Ausschusses für innere Angelegenheiten 

über die Regierungsvorlage (166 der Beila­
gen): Bundesgeset:l über das Wappen und 
andere Hoheits:leichen der Repub&ik Öster-

. reich (W appengeset:l) ! 

Durch die Novelle zum Bundes~ V erfassungsge­
setz vom 1. Juli 1981 wurde dem Bundes-Verfas­
sungsgesetz ein Artikel 8 a über die Farben, die 
Flagge und das Wappen der Republik Österreich 
eingefügt. Dieser Artikel enthält in seinem Abs. 3 
die Regelung, daß nähere Bestimmungen insbeson­
dere über den Schutz der Farben und des Wappens 
sowie über das Siegel der Republik Österreich 
durch Bundesgesetz zu treffen sind. Da durch das 
genannte Bundesverfassungsgesetz vom 1. Juli 1981 
die Wappengesetze 1919 und . 1945 außer Kraft 
gesetzt worden sind, mußte eine neue gesetzliche 
Regelung getroffen werden. Dies soll dj.lrch den 
vorliegenden Gesetzentwurf ges~hehen. Er enthält 
Bestimmungen über das Aussehen des Siegels und 
der Flagge sowie über die Farben der Republik 
Österreich und einen Hinweis auf Artikel 8 a Abs. 2 
B-VG, in dem das Wappen der Republik Öster­
reich beschrieben ist. Weiters wird normiert, wer 
zum Führen des Bundeswappens, der Stampiglien 
des Bundes und der Dienstflagge berechtigt sein 
soll. Die Verwendung von Abbildungen des Bun­
deswappens soll zulässig sein, soweit sie nicht 
geeignet ist, eine öffentliche Berechtigung vorzu-, 
täuschen oder das. Ansehen der Republik zu beein­
trächtigen. Die Regierungsvorlage sieht darüber 
hinaus Strafbestimmungen gegen die unbefugte 
Anwendung der Hoheitszeichen bzw. ihrer Abbil­
dungen vor. 

I 

Der Ausschuß für innere Angelegenheiten hat 
die Regierungsvorlage in seiner Sitzung am 
16. Feber 1984 in Verhandlung genommen. In der 
Debatte, an der sich die Abgeordneten 
Dr. Li c haI, Dr. Er mac 0 r a, EI m e c k,e r; 
Kr af t, Dr. Helene Par t i k - P abi c, 
K b n e (:; n y und Ing. Hob I sowie der Bundes-

minister für Inneres B I e c h a beteiligten, stellte 
Abgeordneter Dr. Li c hai einen Abänderungsan­
trag. Die Verhandlungen wurden anschließend ver­
tagt. Am 21. März 1984 wurden die Verhandlun­
gen über die gegenständliche Regierungsvorlage 
fortgesetzt. An dieser Debatte beteiligten sich die 
Abgeordneten Dr. Li c hai, Dr. Helene Par -
ti k - P abi c, EI m e ck e r, Dr. E r mac 0 r a, 
Kr a f t, Dr.Maria Ho spund der Ausschußob­
mann Abgeordneter Ing. Hob I sowie der Bun-' 
desminister für Inneres B I e c h a. Von der Abge­
ordneten Dr; Maria H 0 s p wurde ein Abände­
rungsantrag betreffend den § 1 der Regierungsvor­
lage sowie von den Abgeordneten Ing. Hob I und, 
Dr. Maria Ho S pein Abänderungsantrag betref­
fend den § 11 (Datum des Inkraftti-etens) einge­
bracht. 

Bei der Abstimmung wurde der Gesetzentwurf 
unter Berücksichtigung der beiden vorgenannten 
Abänderungsanträge einstimmig angenommen. 

Der vom A~geordneten Dr. L i ~ hai am 
16. Feber eingebrachte Abänderungsantrag fand 
nicht die Zustimmung der Ausschußmehrheit. 

Zu §§ 4 und 9 erörterte der Ausschuß die Mög­
lichkeiten, auch der Präsidentenkonferenz der 
Landwirtschaftskammern Österreichs das Recht 
zur Führung des Bundeswappens einzuräumen. 
Dieser Zusammenschluß der durch Landesgesetz 
eingerichteten Landwirtschaftskammern aller Bun­
desländer ist zwar mit Rechtspersönlichkeit ausge­
stattet, kann aber nach der derzeitigen Kompetenz­
verteilung der Bundesverfassung nicht durch einfa­
ches Bundesgesetz als Körperschaft des öffentli­
chen Rechts eingerichtet werden, wie dies für die 
Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft und 
den Österreichischen Arbeiterkammertag gesche­
hen ist, weil die Einrichtung'beruflicher Vertretun- ' 
gen in der Landwirtschaft nur der Landesgeset,zge­
bung zusteht. 
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2 242 der Beilage'n 

Daß in den Funktionen als zentrale Inte~essen­
vertretung Gleichstellung mit Arbeiterkammertag 
und Bundeskammer besteht, wird nicht in Frage 
gestellt. Dafür spricht auch die Nennung der Präsi­
dentenkonferenz der Landwirtschaftskammern und 
ihre Betrauung mit Aufgaben durch den Bundesge- , 
setzgeber in rlind 40 Bundesgesetzen. 

Aus systematischen Gründen vertrat der Aus­
schuß jedoch die Ansicht, daß einer sondergesetzli­
chen Regelung gegenüber einem Einbau in die 

Neuwirth 

Berichterstatter 

Regierungsvorlage des Wappengesetzes der-! V or­
~ug zu geben ist. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der Aus­
schuß für innere, Angelegenheiten den A nt rag, ' 
der Nationalrat wolle dem von der Bundesregie­
rung vorgelegten Gesetzentwurf (166 der Beilagen) 
mit den a n g e s chi 0 s sen e n A b ä n de run c /. 

gen die verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Wien, 19840321 

log. Hobl . 
Obmann 

Abänderungen 

zum Gesetzentwurf in 166 der ,Beilagen 

L § 1 hat zu lauten: 

,,§ 1. Das Wappen der Republik Österreich 
(Bundeswappen) ist im Artikel 8 a Abs. 2 B-VG 
bestimmt und entsp~icht der Zeichnung des Bun­
deswappens in der einen Bestandteil-dieses Geset­
zes bildenden Anlage L" 

2, § 11 hat zu lauten: 

,,§ 11. Dieses Bundesgesetz tritt mit 27. April 
1984 in Kraft." 
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